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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes 

— Drucksache 405 — 


A. Bericht des Abgeordneten Kühlthau 


I. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf 
wurde dem Aussdiuß für Inneres am 12. Juni 1958 
zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß befaßte sich 
in mehreren Sitzungen eingehend mit der Vorlage 
und nahm im Rahmen seiner Beratungen u. a. einen 
ausführlichen Bericht des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes insbesondere zur Klärung der 
Frage, welche Aufgaben jetzt und künftig auf das 
zu schaffende Bundesverwaltungsamt übertragen 
werden können, entgegen. 

Der Ausschuß war sich darüber einig, daß die Er- 
richtung des Bundesverwaltungsamtes in erster 
Linie einer bestmöglichen Verwaltungsverein- 
fachung dienen soll, die darin gesehen wird, die 
Bundesministerien soweit wie möglich von Ver- 
waltungsarbeit zu befreien und verschiedene Bun- 
desdienststellen zu vereinigen. Ferner bestand 
Einigkeit darüber, daß es notwendig sei, der durch 
Organisationserlaß vom 10. November 1955 (GMBl. 
S. 452) geschaffenen Bundesstelle für Verwaltungs- 
angelegenheiten eine gesetzliche Grundlage zu 
geben. Der Präsident des Bundesrechnungshofes be- 
grüßt die Einrichtung des Amtes nicht nur, weil 
hierdurch hinsichtlich der erwähnten Bundesstelle 
für Verwaltungsangelegenheiten eine klare Rechts- 
lage geschaffen wird, sondern auch deshalb, weil 
mit der Errichtung des Amtes einem alten begrün- 
deten Anliegen des Bundesrechnungshofes ent- 
sprochen wird. 

Um sicherzustellen, daß dem Bundesverwaltungs- 
amt künftig — über die in der Begründung der 
Bundesregierung aufgezählten Aufgaben hinaus — 
weitere Verwaltungsaufgaben, die ihrer Natur nach 
nicht in den Bundesministerien erledigt werden 
müssen, übertragen werden, stimmte der Ausschuß 
einem entsprechenden von Vertretern der Fraktion 


der SPD angeregten Entschließungsentwurf zu. Die 
Annahme dieses Entschließungsantrages soll insbe- 
sondere sicherstellen, daß das Bundesverwaltungs- 
amt eine Sammelstelle zur Bearbeitung von Ver- 
waltungsaufgaben aller Ministerien werden muß. 

Dem Gesetzentwurf wurde in der Schlußabstim- 
mung in der vom Ausschuß beschlossenen Fassung 
einstimmig zugestimmt; der Entschließungsvor- 
schlag wurde ebenfalls einstimmig angenommen. 


II. 

Zu § 1 

Der Ausschuß stellte fest, daß es sowohl der Auf- 
fassung des Bundesministeriums des Innern als auch 
des Bundesrechnungshofes entspricht, dem Bundes- 
verwaltungsamt Verwaltungsaufgaben aus allen 
Ressorts zu übertragen. Der Wortlaut des § 1 
Abs. 1 beinhaltet nur das Dienstaufsichtsrecht des 
Bundesministeriums des Innern. 

Um der Stellungnahme des Bundesrates gerecht 
zu werden, aber auch zur klareren Abgrenzung des 
Aufgabenrahmens des Bundesverwaltungsamtes, 
hielt der Ausschuß es für zweckmäßig, § 1 Abs. 2 
neu zu fassen. Der Ausschuß stellt ausdrücklich 
fest, daß mit dem vorliegenden Gesetzentwurf an 
der Kompetenzabgrenzung zwischen Bund und Län- 
dern nichts geändert werden soll. 

Zu § 2 

In Absatz 2 Nr. 3 werden die Worte „des Aus- 
wanderungsdranges und" gestrichen. 

Absatz 2 Nr. 4 wurde erweitert, um möglichst 
allen an der Auswanderung interessierten Per- 
sonenkreisen zu dienen. 
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Zu § 9a 

Als § 9a wurde eine Änderung der dem BBesG 
vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 993) als Anlage I bei- 
gegebenen Besoldungsordnungen A und B aufge- 
nommen. 


Nachdem die Beratung jedoch eine längere Dis- 
kussion auslöste, erscheint es nicht ausgeschlossen, 
daß die Frage der Besoldung des Präsidenten des 
Bundesverwaltungsamtes zu einem späteren Zeit- 
punkt durch eine Novelle zum Bundesbesoldungs- 
gesetz anderweitig geregelt werden muß. 


Bonn, den 27. Mai 1959 

Kühlthau 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, ; 

L dem Gesetzentwurf — Drucksache 405 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung zuzustimmen; 

II. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen; ^ 

Der Deutsche Bundestag stimmt dem Gesetz , 
über die Errichtung des Bundesverwaltungs- i 
amtes in der Erwartung zu, daß durch eine | 
weitgehende Übertragung von Verwaltungsauf- 
gaben aus allen Bundesministerien auf das Bun- 
desverwaltungsamt eine Vereinfachung der : 
Bundesverwaltung und eine entsprechende Per- ' 
sonaleinsparung in den obersten Bundesbehör- 
den erreicht wird. 

Aus diesem Grunde ersucht der Deutsche Bun- 
destag 

1. die Bundesregierung, i 

umgehend zu prüfen, | 

a) welche weiteren Verwaltungsaufgaben, 
die ihrer Natur nach nicht in den Bundes- j 
ministerien erledigt werden müssen, dem j 


Bundesverwaltungsamt zur Entlastung der 
Bundesministerien übertragen werden 
können, 

b) ob zur Vereinfachung der Verwaltung 
weitere Bundesdienststellen mit dem 
Bundesverwaltungsamt vereinigt werden 
können; 

2. die Bundesregierung, 

in zukünftigen Gesetzentwürfen zu prüfen, 
ob und inwieweit die in diesen festzulegen- 
den Verwaltungsaufgaben des Bundes jeweils 
vom Bundesverwaltungsamt erledigt werden 
können; 

3. den Herrn Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes, 

dem Deutschen Bundestag zum Ende jedes 
Rechnungsjahres — erstmalig zum 31. März 
1960 — einen Bericht über die nach seiner 
Kenntnis der Bundesverwaltung möglidien 
Maßnahmen im Sinne der Nr. 1 dieser Ent- 
schließung zuzuleiten. 


Bonn, den 27. Mai 1959 


Der Ausschuß für Inneres 


Maier (Freiburg) 

Vorsitzender 


Kühlthau 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung' 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes 

— Drucksache 405 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Erriditung 
des Bundesverwaltungsamtes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Im Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern wird eine selbständige Bundesoberbehörde 
unter der Bezeichnung „Bundes verwaltungsamt" 
errichtet. 

(2) Das Bundesverwaltungsamt erledigt in eigener 
Zuständigkeit Verwaltungsaufgaben, die ihm durch 
dieses Gesetz, durch andere Bundesgesetze oder 
auf Grund von Bundesgesetzen übertragen werden. 


(3) Das Bundesverwaltungsamt erledigt als be- 
auftragte Behörde Verwaltungsaufgaben des Bun- 
des, mit deren Durchführung es vom Bundesminister 
des Innern oder mit seiner Zustimmung von der 
sachlich zuständigen obersten Bundesbehörde be- 
auftragt wird. 


§ 2 

(1) Das Bundesverwaltungsamt hat alle Maßnah- 
men, die der Beratung von Auswanderungswilligen, 
der Vorbereitung der Auswanderung und der Für- 
sorge für die Auswanderer dienen, zu treffen. 

(2) Das Bundesverwaltungsamt hat hierbei in Zu- 
sammenarbeit mit den beteiligten Stellen insbeson- 
dere folgende Aufgaben: 

1. Sammlung und Auswertung von Unter- 
lagen, die für die Auswanderung von Be- 
deutung sind, 

2. Unterrichtung und Beratung der Dienst- 
stellen des Bundes und der Länder, der 
Auskunfts- imd Beratungsstellen von Kör- 
perschaften oder Anstalten des öffentlichen 
Rechts oder von Vereinigungen, die sich 
die Fürsorge für die Auswanderer zur Auf- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
des Bundesverwaltungsamtes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) unverändert 


(2) Das Bundesverwaltungsamt erledigt in eigener 
Zuständigkeit Verwaltungsaufgaben, die ihm durch 
dieses Gesetz oder durch andere Bundesgesetze zu- 
gewiesen, und Verwaltungsaufgaben des BundeSr 
die ihm auf Grund von Bundesgesetzen übertragen 
werden. 

(3) unverändert 


§ 2 

(1) unverändert 


(2) Das Bundesverwaltungsamt hat hierbei in Zu- 
sammenarbeit mit den beteiligten Stellen insbeson- 
dere folgende Aufgaben: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 

gäbe machen, in allen Angelegenheiten des 
Auswanderungswesens, 

3, Beobachtung des Auswanderungsdranges 
und der Auswanderungsbewegung, Benach- 
richtigung der Landesbehörden und War- 
nung der Öffentlichkeit bei der Feststel- 
lung von Mißständen im Auswanderungs- 
wesen, 

4. Begutachtung von Siedlungsvorhaben im 
Ausland. 

(3) Die Bundesregierung kann dem Bundesver- 
waltungsamt auf dem Gebiet der Einwanderung die 
in Absatz 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten Aufgaben 
übertragen. 

(4) Das Auswärtige Amt ist zu fachlichen Weisun- 
gen berechtigt, soweit es sich um Aufgaben han- 
delt, die auswärtige Angelegenheiten berühren. 

§ 3 

(1) Das Bundesverwaltungsamt ist Bundesaus- 
gleichsstelle gemäß § 25 des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen in der Fassung 
vom 11. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1297). 

(2) In § 25 Abs. 1 des vorgenannten Gesetzes 
werden die Worte „bei dem Bundesministerium 
des Innern'' gestrichen. 

§4 

Das Bundesverwaltungsamt ist zuständig für die 
Versorgung der früheren Bediensteten jüdischer 
Gemeinden oder öffentlicher Einrichtungen und 
ihrer Hinterbliebenen nach § 31 d des Gesetzes zur 
Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes in der Fassung vom 23. Dezember 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 820, 822). 

§5 

(1) Das Bundesverwaltungsamt ist nach Maßgabe 
des § 17 Abs. 3 und des § 27 des Gesetzes zur 
Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 
22. Februar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 65) für die 
Ausführung der Staatsangehörigkeitsgesetze zu- 
ständig, soweit nicht die Zuständigkeit der Staats- 
angehörigkeitsbehörden eines Bundeslandes ge- 
geben ist. 

(2) In § 17 Abs. 3 des vorgenannten Gesetzes 
werden die Worte „der Bundesminister des Innern" 
durch die Worte „das Bundesverwaltungsamt" er- 
setzt. 

§6 

Das Bundesverwaltungsamt führt das Ausländer- 
zentralregister, das der Erfassung von im Bundes- 
gebiet wohnhaften Ausländern dient. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


3. Beobachtung der Auswanderungsbewe- 
gung, Benachrichtigung der Landesbehör- 
den und Warnung der Öffentlichkeit bei 
der Feststellung von Mißständen im Aus- 
wanderungswesen, 

4. Begutachtung von Siedlungsvorhaben so- 
wie von beruflichen und gewerblichen 
Niederlassungsmöglichkeiten im Ausland. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 
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Entwurf 

§ 7 

Das Bundesverwaltungsamt ist zuständig für die 
Leistung und Abrechnung der nach dem Gesetz 
über die Sorge für die Kriegsgräber vom 27. Mai 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 320) vom Bunde auf- 
zubringenden Kosten. 

§ 8 

Soweit im Bundesverwaltungsamt auf Grund des 
§ 1 Abs. 2 oder Abs. 3 Aufgaben aus einem ande- 
ren Geschäftsbereich als dem des Bundesministers 
des Innern erledigt werden, steht das fachliche 
Weisungsrecht der sachlich zuständigen obersten 
Bundesbehörde zu. 

§ 9 

Das Gesetz über die Errichtung eines Bundes- 
amtes für Auswanderung vom 8. Mai 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 289) wird aufgehoben. 


§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt vierzehn Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 7 

unverändert 

§ 8 

unverändert 


§ 9 

unverändert 

§ 9a 

Die dem Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 993) als Anlage I bei- 
gegebenen Besoldungsordnungen A und B werden 
wie folgt geändert: 

1. Besoldungsordnung A 

In Besoldungsgruppe 16 wird gestridien: 

„Direktor des Bundesamtes für Auswande- 
rung" ; 

2. Besoldungsgruppe B 

In Besoldungsgruppe 3 wird eingefügt: 
„Präsident des Bundesverwaltungsamtes". 

§ 10 

unverändert 

§ 11 

unverändert 
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